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Madrid stoppt Blockade der EU-Verfassung 
Von Wolfgang Proissl, Nils Kreimeier, Rainer Koch und Thilo Schäfer 

Nach dem Wahlsieg der Sozialisten in Spanien sind die Chancen gestiegen, dass sich die EU-Staaten nun rasch auf eine gemeinsame Verfassung einigen. Polen fürchtet nun die Isolation und zeigt Bewegung. 
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	Der Wahlsieger und künftige Ministerpräsident José Luis Rodríguez Zapatero und führende spanische Europapolitiker wollen mit der EU-skeptischen Politik des konservativen Amtsinhabers José María Aznar brechen. Sie wollten eine konstruktive Rolle ihres Landes in Europa suchen, sagten sie am Montag. 
"Ich glaube, wir können bei der Verfassung schnell zu einer Einigung kommen, die eine vernünftige Machtverteilung vorsieht", sagte Zapatero. "Wir sind für die Verfassung, wir sind für die Doppelmehrheit, über Prozente lässt sich verhandeln", sagte am Montag auch der Spanier Enrique Baron, Fraktionschef der europäischen Sozialdemokraten im EU-Parlament. 

Die Äußerungen zeigen, dass Spanien unter einer Linksregierung seine bisherige Blockade der EU-Verfassung offenbar aufgeben will. Die Einigung war bislang vor allem daran gescheitert, dass Polen und Spanien das Prinzip der doppelten Mehrheit ablehnten. Nach dem Verfassungsentwurf gilt ein EU-Ratsbeschluss als angenommen, wenn ihm über 50 Prozent der 25 Staaten zustimmen und diese Mehrheit mindestens 60 Prozent der Bevölkerung entspricht. 

Verfassungskonsens nun greifbar 

Die polnische und die spanische Regierung hatten sich gegen das Modell gestemmt, da es das Stimmengewicht ihrer Länder verringern würde. Die Bundesregierung hatte in den vergangenen Tagen Gesprächsbereitschaft beim Staaten- und Bevölkerungsquorum signalisiert, solange das Prinzip der doppelten Mehrheit erhalten bleibt. Die Verfassung gilt als Bedingung für das Funktionieren der erweiterten EU. 

Bundeskanzler Gerhard Schröder zeigte sich am Montag optimistisch, dass ein Verfassungskonsens nun greifbar sei. Insider in Berlin bezweifelten zwar, dass eine Einigung bereits beim EU-Gipfel in Brüssel kommende Woche schon möglich sei. Noch sei nicht klar, ob Spanien durch Aznar, Zapatero oder beide vertreten werde. Doch Regierungskreise zeigten sich optimistisch, dass ein Abschluss bis zum EU-Gipfel in Dublin im Juni realistisch sei. 

Das Prinzip der doppelten Mehrheit erhält auch dadurch weiter an Gewicht, dass sich der EU-Ratspräsident und irische Ministerpräsident Bertie Ahern in einem am Dienstag erscheinenden Gastbeitrag für die Financial Times und die Financial Times Deutschland eindeutig dafür ausspricht. "Wir sind offen für die Vorschläge des EU-Ratsvorsitzenden Bertie Ahern", sagte der sozialdemokratische Fraktionschef im EU-Parlament, der Spanier Baron. 

Polen fürchtet Isolation 

Die polnische Regierung reagierte am Montag schockiert auf die Neuausrichtung der spanischen Europapolitik. Polens Ministerpräsident Leszek Miller befürchtet nun, dass seine Regierung in ihrer Ablehnung der doppelten Mehrheit isoliert ist. Sollte Spanien tatsächlich seine Position in der Verfassungsfrage ändern, "wäre das das Schlimmste, was Polen passieren könnte", sagte Miller in Warschau. Doch die polnische Regierung hatte bereits vor den spanischen Parlamentswahlen einen Kompromiss bei der doppelten Mehrheit angedeutet. Innenminister Jozef Oleksy, der als Vizepremier im Kabinett die Europapolitik koordiniert, sagte am Wochenende einem polnischen Radiosender: "Es gibt für uns eine Möglichkeit der Einigung auf Basis der doppelten Mehrheit." 

In Polen wird derzeit eine mögliche Modifikation der doppelten Mehrheit diskutiert, die vom Vize-Außenminister Jan Truszczynski ins Spiel gebracht worden war. Dabei würde nicht die absolute Bevölkerungsmenge der EU-Staaten berücksichtigt, sondern die Quadratwurzel aus der jeweiligen Zahl gezogen. Auf Grundlage dieses Ergebnisses könnte das Stimmrecht einzelner Länder im EU-Ministerrat festgelegt werden. Bei einem derartigen Verfahren würden kleinere und mittlere Staaten ein relativ größeres Gewicht bekommen als bei der reinen doppelten Mehrheit. Andererseits würde auch die proportionale Überbewertung Polens oder Spaniens aus dem System von Nizza korrigiert. Schröder wird heute mit Frankreichs Präsident Jacques Chirac und am kommenden Dienstag mit Miller über die EU-Verfassung beraten.


